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Allgemeine Bedingungen 
für die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung (AKHB 1988) 

 
 

Verordnung des BMF vom 27. Jänner 1988, BGBI. Nr. 107/88 
idF der Verordnung des BMF, BGBI. Nr. 499/91, 674/91 und 155/93 

 
 
 

A B S C H N I T T  I  
 

A l l g e m e i n e  B e s t i m m u n g e n  
 

Gegenstand und Umfang der Versicherung  
 
§ 1. (1) Die Versicherung umfaßt die Befriedigung 
begründeter und die Abwehr unbegründeter Ersatzan-
sprüche, die auf Grund gesetzlicher Haftpflichtbestim-
mungen gegen den Versicherungsnehmer oder mitver-
sicherte Personen (Abs. 2) erhoben werden, wenn durch 
die Verwendung des Fahrzeuges gemäß §1 Abs. 1 des 
Kraftfahrgesetzes 1967 (KFG 1967), BGBI. Nr. 267, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 
318/1987, Menschen verletzt oder getötet werden, 
Sachen beschädigt oder zerstört werden oder abhanden 
kommen oder ein Vermögensschaden verursacht  wird. 
 
(2) Mitversicherte Personen sind der Eigentümer, der 
Halter und die Personen, die mit Willen des Halters bei 
der Verwendung des Fahrzeuges tätig sind, mit seinem 
Willen mit dem Fahrzeug befördert werden oder den 
Lenker einweisen. Hinsichtlich dieser Personen, sofern 
sie nicht Versicherungsnehmer sind, ist die Versiche-
rung für fremde Rechnung geschlossen. Die mitversi-
cherten Personen können ihre Ansprüche selbständig 
geltend machen. 
 

Versicherungsfall 
 
§ 2. Versicherungsfall ist bei Personen- und Sach-
schäden ein Schadenereignis, bei Vermögensschäden 
eine    Handlung oder Unterlassung, aus denen Ersatz-
ansprüche (§ 1 Abs. 1) gegen den Versicherungsnehmer 
oder eine mitversicherte Person entstehen könnten. 
Mehrere zeitlich und örtlich zusammenhängende 
Schäden aus derselben Ursache gelten als ein Ver-
sicherungsfall. 
 

Versicherungssummen 
 
§ 3. (1) Der Versicherer haftet im Rahmen dieser Ver-
sicherungsbedingungen bis zu den vorgeschriebenen 
Versicherungssummen (§ 7 KHVG 1987). Ist die vorge-
schriebene Versicherungssumme eine Pauschalversiche-
rungssumme, so umfaßt diese alle Leistungen des Ver-
sicherers aus Personen-, Sach- und Vermögensschäden (§ 
7 Abs. 5 KHVG 1987). 
 
(2) Übersteigen die Ersatzansprüche die Ver-
sicherungssummen (Abs. 1), so hat der  Versicherer  die 
Kosten eines nicht auf seine Veranlassung geführten 
Rechtsstreites nur im Verhältnis der Versicherungs-
summen zur Gesamthöhe der Ansprüche zu tragen. Ist 

die vorgeschriebene Versicherungssumme eine Pau-
schalversicherungssumme, so werden Kosten, Zinsen und 
sonstige wie immer Namen habende Neben-leistungen 
auf diese angerechnet. 
 
(3) Sind Rentenzahlungen zu leisten und übersteigt der 
Kapitalwert der Rente die Versicherungssumme oder  
den nach Abzug allfälliger sonstiger Leistungen aus dem 
selben Versicherungsfall noch verbleibenden Restbetrag 
der Versicherungssumme, so wird die Rente nur im 
Verhältnis der Versicherungssumme oder ihres Rest-
betrages zum Kapitalwert der Rente geleistet. Der 
Ermittlung des Kapitalwerts der Rente ist die 
Österreichische Sterbetafel MÖ 1930/33, Zinsfuß 3%, 
zugrunde zu legen. 
 
(4) Der Versicherer ist berechtigt, sich durch Hinter-
legung der vorgeschriebenen Versicherungssumme und 
des hierauf entfallenden Anteils an den entstandenen 
Kosten von weiteren Leistungen zu befreien. Abs. 2 
zweiter Satz bleibt unberührt. 
 
(5) Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer die 
von diesem geleisteten Rentenzahlungen insoweit zu 
ersetzen, als nach Wegfall der Rentenzahlungen die vom 
Versicherer geleistete Rente nicht deren gemäß Abs. 3 
zweiter Satz errechneten Kapitalwert erreicht hat.  
 

Ausschlüsse 
 
§ 4. Von der Versicherung sind ausgeschlossen 
 
 
1 Ersatzansprüche, soweit sie auf Grund eines 

Vertrages oder besonderer Zusage über den Umfang 
der gesetzlichen Haftpflicht hinausgehen; 

 
2 Ersatzansprüche des Eigentümers, des Halters und - 

bei Vermietung des Fahrzeuges ohne Beistellung 
eines Lenkers - des Mieters und der Personen, denen 
der Mieter das Fahrzeug überläßt, gegen mit-
versicherte Personen wegen Sach- oder Vermö-
gensschäden; 

 
3 Ersatzansprüche wegen Beschädigung, Zerstörung 

oder Abhandenkommens des Fahrzeuges und von mit 
dem Fahrzeug beförderten Sachen mit Ausnah-me 
jener, die mit Willen des Halters beförderte Per-
sonen üblicherweise an sich tragen oder, sofern die 
Fahrt überwiegend  der Personenbeförderung dient, 
als Gegenstände des persönlichen Bedarfs mit sich                               
führen; dies  gilt  nicht  für  das nichtgewerbsmäßige  

Abschleppen betriebsunfähiger Fahrzeuge im Rahmen 
üblicher Hilfeleistung; 
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4 Ersatzansprüche, die besonderen Bestimmungen über 

die Haftung für nukleare Schäden unterliegen. 
 
Prämie, Beginn des Versicherungsschutzes, vorläufige 

Deckung 
 
§ 5. (1) Der Versicherungsnehmer hat die erste oder die 
einmalige Prämie einschließlich der Nebengebühren 
gegen Aushändigung der Polizze und die Folgeprämien 
einschließlich der Nebengebühren zu dem in der Polizze 
festgesetzten Hauptfälligkeitstermin zu  entrichten. Wird  
für  die  Prämie Ratenzahlung  vereinbart,  so gelten die 
nach der ersten Prämienrate eines jeden Versiche-
rungsjahres fällig werdenden Prämienraten als gestundet; 
der Versicherer erwirbt den Anspruch auf diese bereits 
mit Beginn des Versicherungsjahres. 
 
(2) Für die Folgen nicht rechtzeitiger Prämienzahlung 
gelten die §§38 und 39 des Versicherungsvertrags-
gesetzes 1958, BGBI. Nr. 2/1959, in der jeweils 
geltenden Fassung. Rückständige Folgeprämien dürfen 
nur innerhalb eines Jahres nach Ablauf der gemäß § 39 
des Versicherungsvertragsgesetzes 1958 gesetzten Zahl-
ungsfrist gerichtlich geltend gemacht werden. 
 
(3) Als Versicherungsperiode gilt, wenn der Versiche-
rungsvertrag nicht für kürzere Zeit geschlossen ist, der 
Zeitraum eines Jahres. 
             
(4) Ist der Versicherer in Ansehung des geschädigten 
Dritten gemäß § 158 c Abs. 2 des Versicherungsver-
tragsgesetzes 1958 zur Leistung verpflichtet, so gebührt 
ihm die anteilige Prämie bis zum Ablauf der dort 
angeführten Frist. 
 
(5) Der Versicherungsschutz beginnt mit der Einlösung 
der Polizze (Abs. 1), jedoch nicht vor dem darin festge-
setzten Zeitpunkt. Wird die erste Prämie erst nach die-
sem Zeitpunkt eingefordert, dann aber binnen 14 Tagen 
oder ohne schuldhaften weiteren Verzug gezahlt, so be-
ginnt der Versicherungsschutz zum festgesetzten Zeit-
punkt. 
 
(6) Soll der Versicherungsschutz schon vor der Einlösung 
der Polizze beginnen, so bedarf es einer besonderen 
Zusage des Versicherers oder der hiezu bevollmächtigten 
Personen (vorläufige Deckung). Die Ausfolgung der 
Versicherungsbestätigung gemäß § 61 Abs. 1 KFG 1967 
vor Einlösung der Polizze bewirkt die Übernahme der 
vorläufigen Deckung. Die vorläufige Deckung endet mit 
der Einlösung der Polizze. Sie tritt außer Kraft, wenn der 
Antrag unverändert angenommen wird und der 
Versicherungsnehmer mit der Zahlung der ersten Prämie 
schuldhaft in Verzug gerät. Der Versi-cherer ist 
berechtigt, die vorläufige Deckung mit der Frist von 
einer Woche zu kündigen. Dem Versicherer gebührt in 
diesem Fall die auf die Zeit des Versiche-rungsschutzes 
entfallende anteilige Prämie. 
 

Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 
 
§  6.   (1)   Als   Obliegenheiten,  deren   Verletzung  im 
Zeitpunkt    des    Schadenereignisses   die   Freiheit des  
Versicherers von der Verpflichtung zur Leistung bewirkt 
(§ 6 Abs. 1 des Versicherungsvertragsgesetzes 1958), 
werden bestimmt 

 
1 die Verpflichtung, mit dem Fahrzeug nicht eine 

größere Anzahl von Personen zu befördern als jene, 
für  die die Prämie tarifmäßig berechnet worden ist; 

 
2 die Verpflichtung, das Fahrzeug nicht zu einem an-

deren als dem vereinbarten Zweck zu verwenden, 
sofern der Tarif für den anderen Verwen-dungszweck 
eine höhere Prämie vorsieht; 

 
3 die Verpflichtung, im Fall der Zuweisung eines 

Wechselkennzeichens nur das Fahrzeug zu ver-
wenden, an dem die Kennzeichentafeln jeweils 
angebracht sind. 

 
(2) Als Obliegenheiten, die zum Zweck der 
Verminderung der Gefahr oder der Verhütung einer 
Erhöhung der Gefahr dem Versicherer gegenüber zu 
erfüllen sind und deren Verletzung im Zeitpunkt des 
Schadenereignisses die Freiheit des Versicherers von der 
Verpflichtung zur Leistung bewirkt (§ 6 Abs. 2 des 
Versicherungsvertragsgesetzes 1958), werden bestimmt, 
 
1 daß das Lenken des versicherten Fahrzeuges durch 

den Lenker nach den kraftfahrrechtlichen Vor-
schriften zulässig ist; die Verpflichtung zur Leistung 
bleibt gegenüber dem Versicherungsnehmer und den 
mitversicherten Personen bestehen, wenn sie ohne 
Verschulden annehmen konnten, daß das Lenken des 
versicherten Fahrzeuges durch den Lenker zulässig 
ist, oder wenn der Lenker das Fahrzeug ohne den 
Willen des Halters gelenkt hat; 

 
2 daß sich der Lenker nicht in einem nach den 

Straßenverkehrsvorschriften bedeutsamen durch 
Alkohol oder Suchtgift beeinträchtigten Zustand 
befindet; diese Leistungsfreiheit darf nur geltend 
gemacht werden, wenn der Lenker im Zu-
sammenhang mit dem Schadenereignis durch 
rechtskräftige Entscheidung eines Strafgerichtes oder 
rechtskräftigen Bescheid einer Verwal-tungsbehörde 
schuldig erkannt worden ist und im Spruch oder in 
der Begründung dieser Entscheidung der angeführte 
Umstand festgestellt wird; 

 
3 mit dem Fahrzeug Personen nur unter Einhaltung der 

betreffenden kraftfahrrechtlichen Vorschriften zu be-
fördern. 

 
(3) Die Leistungsfreiheit nach Abs. 1 und 2 ist mit 
7.267,28 €  begrenzt. 
 
(4) Bei Verletzung der im Abs. 1 Z. 1 und im Abs. 2 Z. 3 
angeführten Obliegenheiten ist der Versicherer nur 
hinsichtlich des Teiles der Entschädigung, der dem Ver-
hältnis der Anzahl der zu Unrecht beförderten Personen 
zur Anzahl der insgesamt beförderten Personen ent-
spricht, von der Verpflichtung zur Leistung frei. 
 
(5) Abs. 2 Z. 1 gilt nicht für das Lenken auf Grund einer 
im Ausland erteilten Lenkerberechtigung durch Personen 
mit ordentlichem Wohnsitz im Bundesgebiet nach Ablauf 
der in § 64 Abs. 5 erster Satz KFG 1967 festgesetzten 
Frist, solange nicht ein Antrag gemäß § 64 Abs. 6 KFG 
1967 abgewiesen worden ist. 

 
Erhöhung der Gefahr 
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§ 7. Als Erhöhung der Gefahr im Sinn der §§ 23 Abs. 1 
und 27 Abs. 1 des Versicherungsvertragsgesetzes 1958 
sind alle Umstände anzusehen, derentwegen das 
Fahrzeug dem KFG 1967 oder den auf Grund dieses 
Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen nicht ent-
spricht und derentwegen eine weitere Verwendung des 
Fahrzeuges die Verkehrssicherheit gefährdet, sofern das 
Fortbestehen dieser Umstände auf grobe Fahrlässigkeit 
zurückzuführen ist. Die Leistungsfreiheit auf Grund einer 
solchen Erhöhung der Gefahr ist mit 7.267,28 €  
begrenzt. 
 

Obliegenheiten im Versicherungsfall 
 
§ 8. (1) Als Obliegenheiten im Sinn des § 6 Abs. 3 des 
Versicherungsvertragsgesetzes 1958, deren Verletzung 
nach Eintritt des Versicherungsfalles die Freiheit des 
Versicherers von der Verpflichtung zur Leistung be-
wirkt, werden bestimmt, 
 
1 im Fall der Verletzung von Personen diesen Hilfe zu 

leisten oder, falls die hiezu Verpflichteten dazu nicht 
fähig sind, unverzüglich für fremde Hilfe zu sorgen; 

 
2 außer im Fall des Abs. 4 ohne Einwilligung des 

Versicherers die Entschädigungsansprüche des 
geschädigten Dritten weder zu befriedigen noch 
anzuerkennen noch einen bedingten Zahlungsbefehl 
in Rechtskraft erwachsen zu lassen; 

 
3 dem Versicherer, außer im Fall der Freiheit von der 

Verpflichtung zur Leistung, die Führung des 
Rechtsstreits über den Ersatzanspruch zu überlassen, 
dem vom Versicherer bestellten Rechtsanwalt 
Prozeßvollmacht zu erteilen und jede von diesem 
verlangte sachdienliche Aufklärung zu geben. 

 
(2) Als Obliegenheiten, bei deren Verletzung sich die 
Leistungspflicht des Versicherers auf den Betrag be-
schränkt, den er auch bei gehöriger Erfüllung der Pflich-
ten zu leisten gehabt hätte, werden bestimmt,   
 
1 dem Versicherer längstens innerhalb einer Woche 

schriftlich anzuzeigen 
 

1.1 den Versicherungsfall (§ 2) unter möglichst  
genauer Angabe des Sachverhaltes, 

 
1.2 die Anspruchserhebung durch den geschädigten 

Dritten,  
 

1.3 die Einleitung eines verwaltungsbehördlichen 
oder gerichtlichen Verfahrens; 

 
2 nach Möglichkeit zur Feststellung des Sachver-haltes 

beizutragen; 
 
3 die zur Vermeidung oder zur Minderung von 

Schäden notwendigen Maßnahmen zu treffen; 
 
4 bei   Personenschäden   die    nächste    Polizei- oder 
Gendarmeriedienststelle sofort zu verständigen. 
 
(3) Die Leistungsfreiheit nach Abs. 1 Z. 1 und Abs. 2 ist 
mit 7.267,28 €  begrenzt. 

(4) Hat der Versicherungsnehmer innerhalb von vier 
Wochen nach Eintritt des Versicherungsfalls eine Lei-
stung zur Abdeckung des Schadens erbracht, so tritt die 
Leistungsfreiheit des Versicherers wegen Verletzung 
einer Obliegenheit gemäß Abs. 2 Z. 1 nicht ein, wenn die 
Erfüllung der Obliegenheit innerhalb von sechs Monaten 
nach Eintritt des Versicherungsfalls nachgeholt wird. Die 
Obliegenheit der Anzeige eines gerichtlichen Verfahrens 
gemäß Abs. 2 Z. 1 lit. 3 wird hiedurch nicht berührt. 

 
Bevollmächtigung des Versicherers, 

 Abtretungsverbot 
 
§ 9. (1) Der Versicherer ist, außer im Fall der Freiheit 
von der Verpflichtung zur Leistung, bevollmächtigt, die 
ihm zur Befriedigung oder zur Abwehr der Ent-
schädigungsansprüche des geschädigten Dritten zweck-
mäßig erscheinenden Erklärungen im Namen des Ver-
sicherungsnehmers und der mitversicherten Personen im 
Rahmen der Versicherungssumme und der übernom-
menen Gefahr abzugeben. 
 
(2) Versicherungsansprüche dürfen vor ihrer endgültigen 
Feststellung ohne ausdrückliche Zustimmung des 
Versicherers weder abgetreten noch verpfändet werden. 
 

Kündigung 
 
§ 10. (1) Für die Kündigung zum Ablauf des Versiche-
rungsvertrages gilt § 17 KHVG 1987, für die Kündigung 
im Versicherungsfall § 158 Abs. 1 und 2 des Versiche-
rungsvertragsgesetzes 1958.  
 
(2) Bei Kündigung gemäß Abs. 1 gebührt dem Ver-
sicherer nur jener Teil der Prämie, welcher der abge-
laufenen Versicherungszeit entspricht. 
 

Ruhen des Vertrages 
 
§ 11. Der Versicherungsnehmer kann für die Zeit von 
mindestens sechs Monaten Ruhen des Versicherungs-
vertrages verlangen, wenn er das Fahrzeug gemäß    § 43 
KFG 1967 abgemeldet oder gemäß § 52 KFG 1967 den 
Zulassungsschein und die Kennzeichentafeln hinterlegt 
hat. 
 

Sonstige Beendigung oder Änderung des Vertrages 
 
§ 12. (1) Bei Wegfall des versicherten Interesses (§ 19 
KHVG 1987) gebührt dem Versicherer nur jener Teil der 
Prämie, welcher der abgelaufenen Versicherungszeit 
entspricht. 
 
(2) Für die Veräußerung des versicherten Fahrzeuges gilt 
§ 158 h des Versicherungsvertragsgesetzes 1958 mit der 
Maßgabe, daß bei Kündigung durch den Versicherer oder 
bei Kündigung mit sofortiger Wirkung durch den 
Erwerber dem Versicherer nur jener Teil der Prämie ge-
bührt, welcher der abgelaufenen Versicherungszeit ent-
spricht. 
 
(3)  Ändern sich die nach dem Tarif  maßgebenden 
Merkmale für die Prämienbemessung, so gebührt dem 
Versicherer  eine  danach  geänderte  Prämie vom   Zeit- 
punkt dieser Änderung an. Bei einer Änderung im Laufe 
der Versicherungsperiode gebühren dem Versicherer die 
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bisherige und die geänderte Prämie zu jenem Teil, der 
der jeweiligen Versicherungszeit entspricht. 
 

Gerichtsstand 
 
§ 13. Der Versicherungsnehmer und die mitversicherten 
Personen können Ansprüche aus dem Versicherungs-
vertrag auch bei den Gerichten geltend machen, in deren 
Sprengel sie ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf-
enthalt oder ihren Sitz im Inland haben. 
 

Interessenkollision 
 

§ 14. Hat der Versicherer in einem Versicherungsfall 
dem geschädigten Dritten ebenfalls Versicherungsschutz 
aus einer Haftpflichtversicherung zu gewähren, so sind    
§ 8 Abs. 1 Z. 3 und § 9 Abs. 1 nicht anzuwenden. Der 
Versicherungsnehmer oder die mitversicherte Person 
kann sich in diesem Fall in einem vom geschädigten 
Dritten angestrengten Rechtsstreit auf Kosten des Ver-
sicherers (§ 150 Abs. 1 des Versicherungsvertragsge-
setzes 1958) von einem Rechtsanwalt seiner Wahl ver-
treten lassen, der im Sprengel des für das Verfahren zu-
ständigen Gerichts seinen Sitz hat. 
 
§ 15. (Aswirkung des Schadenverlaufs auf die Prämie) 
Entfällt. 
 
 

A B S C H N I T T  I I  
 

Bestimmungen für einzelne Arten von Fahrzeugen 
und Kennzeichen 

 
Motorfahrräder 

 
§ 16. Erfüllt ein als Motorfahrrad versichertes Kraft-
fahrzeug im Zeitpunkt des Schadenereignisses die ge-
setzlichen Voraussetzungen als Motorfahrrad nicht oder 
nicht mehr, so gilt dies als Verwendung zu einem ande-
ren als dem im Versicherungsvertrag vereinbarten Zweck 
im Sinn des § 6 Abs. 1 Z. 2. 
 

Omnibusse und Omnibusanhänger 
 

§ 17. (1) Hat der Versicherungsnehmer nicht für einen 
Zeitraum innerhalb der Versicherungsperiode Ruhen des 
Vertrages gemäß § 11 verlangt, so sind ihm für Omni-
busse und Omnibusanhänger 50 v.H. der für diese Ver-
sicherungsperiode entrichteten Jahresprämie rückzuver-
güten, wenn er nachweist, daß sie höchstens an 120 
Tagen der Versicherungsperiode zum Verkehr ver-
wendet worden sind. Bei Omnibussen ist dieser Nach-
weis durch den Fahrtschreiber zu erbringen. 
 
(2) Ersatzansprüche der mit Willen des Halters des Zug- 
fahrzeuges beförderten Personen fallen auch dann unter 
die Versicherung des Omnibusanhängers, wenn das 
Schadenereignis mit dem Betrieb des Zugfahrzeuges 
zusammenhängt. Die Versicherung des Omnibusan-

hängers gilt soweit als für Rechnung des Versicherungs-
nehmers und der mitversicherten Personen aus der Ver-
sicherung des Zugfahrzeuges geschlossen. Die Versiche-
rungssummen für die Tötung oder Verletzung eines 
Menschen (§ 7 Abs. 3 KHVG 1987) sind nicht zu-
sammenzurechnen. 
 

Probefahrten 
 
§ 18. Bezieht sich der Versicherungsvertrag auf Probe-
fahrtkennzeichen, so gilt die Haftpflicht aus der Verwen-
dung des Fahrzeuges als versichert, an dem jeweils die 
Kennzeichentafeln mit dem Probefahrtkennzeichen an-
gebracht sind. Auf Probefahrten ist § 6 Abs. 1 Z. 2 sinn-
gemäß, hingegen nicht § 7 anzuwenden. 
 

Fahrzeuge zur Beförderung gefährlicher Güter 
 
§ 19. (1) Für Kraftfahrzeuge, die nicht ausschließlich 
oder vorwiegend zur Beförderung gefährlicher Güter 
bestimmt sind und keiner besonderen Zulassung gemäß § 
17 des Bundesgesetzes über die Beförderung gefährlicher 
Güter auf der Straße und über eine Än-derung des 
Kraftfahrgesetzes 1967 und der Straßen-verkehrsordnung 
1960, BGBI. Nr. 209/1979, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBI. Nr. 296/1987 (GGSt.), bedürfen, 
gelten die in § 7 Abs. 4 KHVG 1987 festgesetzten 
Summen nur während eines Transportes im Sinn des 
GGSt. Für Anhänger zur Beförderung gefährlicher Güter 
gelten die im § 7 Abs. 4 KHVG 1987 festgesetzten 
Summen in jedem Fall. 
 
(2)  Besteht für einen Anhänger eine Versicherung   nach 
§ 16 Abs. 1 GGSt, so umfaßt sie auch Ersatzan-sprüche 
aus Schadenereignissen durch das mit dem An-hänger 
beförderte gefährliche Gut, die mit dem Betrieb des 
Zugfahrzeuges zusammenhängen, insoweit die vor-
geschriebenen Versicherungssummen für Anhänger, die 
zur Beförderung gefährlicher Güter bestimmt sind oder 
mit denen gefährliche Güter befördert werden, die Ver-
sicherungssummen für das Zugfahrzeug übersteigen. 
 

Anhänger 
 
§ 20. (1) Die Versicherung von Anhängern umfaßt unbe-
schadet der §§ 17 Abs. 2 und 19 Abs. 2 nur die Versi-
cherungsfälle, die nicht mit dem Ziehen des Anhängers 
durch ein Kraftfahrzeug zusammenhängen. Mitversi-
cherte Personen sind der Eigentümer und derjenige, der 
mit Willen des Eigentümers den Anhänger verwendet. 
 
(2) Anhänger mit ausländischen Kennzeichen, die das 
Kennzeichen  des  inländischen  Zugfahrzeuges führen (§ 
83 KFG 1967), sind für alle Versicherungsfälle in die 
Versicherung des Zugfahrzeuges eingeschlossen. 
 
 



 5

Besondere Bedingungen für die Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung (BKHB 1989) 

 
 

Genehmigt vom BMF mit Bescheid vom 30. Mai 1989, GZ. 90 1402/7-V/12/89 
 
 

Gültig ab 1. September 1989 
 
 
 
 

Allgemeines 
 
§ 1. (1) Die Bestimmungen der AKHB 1988 gelten auch 
für die freiwillige Versicherung, soferne im folgenden 
keine anderen Regelungen getroffen sind. 
 
(2) Eine Änderung der Versicherungsbedingungen gilt 
auch für bestehende Versicherungsverträge (§ 18 KHVG 
1987). 
 

Ausdehnung des örtlichen Geltungsbereiches 
 
§ 2. Die Versicherung umfaßt Versicherungsfälle, die in 
Europa eintreten. Der Begriff Europa ist geographisch zu 
verstehen. Nicht in den örtlichen Geltungsbereich fallen 
jedoch Island, Grönland und Spitzbergen, ferner die 
Kanarischen Inseln, Madeira, Zypern, die Azoren und die 
asiatische Türkei. 
 
§3. Unbeschadet der Bestimmungen des § 2 gilt die 
Versicherung jedenfalls im Territorium jener Staaten, für 
die eine Internationale Versicherungskarte ausge-stellt 
oder auf deren Vorlage durch eine Zusatzver-einbarung 
zum Abkommen über die Internationale 
Versicherungskarte verzichtet worden ist. 
 
§ 4. Die Versicherung gilt für Versicherungsfälle, die 
nicht auf Straßen mit öffentlichem Verkehr (§ 1 Abs. 1 
StVO) eintreten; die Verwendung des Kraftfahrzeuges 
bei einer kraftfahrsportlichen Veranstaltung, bei der es 
auf die Erzielung einer Höchstgeschwindigkeit an-
kommt, und ihren Trainingsfahrten auf einer für den 
übrigen Verkehr gesperrten Straße ist jedoch für die 
Dauer einer solchen Veranstaltung von der Versicherung 
ausgeschlossen. 

Internationale Versicherungskarte 

 
§ 5. (1) Bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 3 er-
streckt sich dieVersicherung jedenfalls auf den in dem 
betreffenden Staat für Fahrzeuge mit ausländischem  
Kennzeichen vorgeschriebenen Umfang. 
 
(2) Unbeschadet der Geltungsdauer der Internationalen  
Versicherungskarte erlischt der Versicherungsschutz 
jedenfalls mit dem Ende des Versicherungsvertrages. 
 
(3) Wenn der Versicherer nach dem Recht des besuchten 
Staates unter Berücksichtigung der zwischen Ver-
sicherern und Verbänden von Versicherern bestehenden 
Verträgen zur Leistung verpflichtet ist, nach dem Ver-
sicherungsvertrag aber gegenüber dem Versicherungs-
nehmer  oder mitversicherten Personen nicht haftet, von 
der Verpflichtung zur Leistung frei ist oder der Ver-
sicherungsschutz wegen Beendigung des Versiche-
rungsvertrages erloschen ist, so ist der Versicherer 
berechtigt, unter Berücksichtigung des § 20 KHVG 1987 
Ersatz für seine sich aus dieser Verpflichtung erge-
benden Aufwendung zu fordern. 
 

Versicherungssummen bei freiwilliger 
Höherversicherung 

 
§ 6. Abweichend von § 3 Abs. 1 AKHB 1988 haftet der 
Versicherer bis zu den vereinbarten Versiche-
rungssummen oder der vereinbarten Pauschalver-
sicherungssumme. § 3 Abs. 2 bis 4 AKHB 1988 gilt 
sinngemäß. Für Vermögensschäden, die nicht Personen- 
oder Sachschäden sind, ist die Versicherungsleistung    in 
jedem Fall mit der im § 7 Abs. 4 Z. 4                    KHVG 
1987 hiefür festgesetzten Summe begrenzt.
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Rententafel 
auf Grund der österreichischen Sterbetafel MÖ 1930/33 und eines Zinsfußes von jährlich 3% 

(§ 3 Abs. 3 AKHB 1988) 
Jahresbetrag der monatlich im voraus zahlbaren lebenslangen1 ) Rente für einen Kapitalsbetrag von € 1000,00 

 
 
Alter2) Jahres-

rente 
€ 

Alter2) Jahres-
rente 

€ 

Alter2) Jahres-
rente 

€ 

Alter2) Jahres-
rente 

€ 

Alter2) Jahres-
rente 

€ 

Alter2) Jahres-
rente 

€ 

Alter2) Jahres-
rente 

€ 

Alter2) Jahres-
rente 

€ 
0 41.78 10 38.55 20 41.97 30 46.67 40 54.33 50 67.30 60 90.62 70 137.17
1 37.37 11 38.83 21 42.35 31 47.28 41 55.33 51 69.05 61 93.92 71 144.15
2 37.15 12 39.14 22 42.74 32 47.92 42 56.39 52 70.89 62 97.45 72 151.70
3 37.19 13 39.47 23 43.14 33 48.59 43 57.51 53 72.84 63 101.21 73 159.82
4 37.31 14 39.82 24 43.57 34 49.29 44 58.69 54 74.92 64 105.25 74 168.58
5 37.46 15 40.17 25 44.02 35 50.03 45 59.93 55 77,12 65 109.59 75 177.94
6 37.64 16 40.53 26 44.49 36 50.80 46 61.24 56 79.47 66 114.26 76 188.01
7 37.83 17 40.89 27 45.--- 37 51.61 47 62.63 57 81.99 67 119.30 77 198.85
8 38.04 18 41.24 28 45.53 38 52.47 48 64.10 58 84.67 68 124.78 78 210.48
9 38.28 19 41.60 29 46.08 39 53.37 49 65.66 59 87.54 69 130.72 79 223.06

       80 236.57
 
1) Bei zeitlich begrenzten Renten ist die Höhe der auf einen Kapitalsbetrag von € 1000,00 entfallenden Jahresrente aus den-
selben Rechnungsgrundlagen zu erstellen. 
 
2) Für die Berechnung der Rente ist das Alter des Rentners an seinem dem Beginne des Rentenbezuges nächstgelegenen 
Geburtstage maßgebend. 


